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Stadt Artern        Kalbsrieth, 03.07.2024 

Brauereistraße 3 

06556 Artern 

 

 

Stellungnahme zur 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Artern 

 

Wir sind ein ansässiges Landwirtschaftsunternehmen und bewirtschaften die betroffenen 

Flächen bzw. sind zum Teil Eigentümer dieser Flächen. Bezugnehmend auf die Begründung 

der Stadt Artern zur Aufstellung der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes Punkt „8.3. 

Inanspruchnahme Landwirtschaftlicher“ Feldblock AL46332 O10, in Verbindung mit der 

naturschutzrechtlichen Beurteilung des UBS Dr. Thomas Meinecke, das Ackerland in 

Grünland umzuwandeln lehnen wir ab. 

Die Einstufung als Grünland ist nicht korrekt, da es sich um Ackerland, in Form einer 

ökologische Vorrangfläche / Stilllegung handelt. Vom Pflanzenbestand ist eine 

Stilllegungsfläche wesentlich vielfältiger als Grünland. Der Ackerfeldblock muss erhalten 

werden. Als Kompromiss kann angeboten werden, den Feldblock AL46332 O10 auch 

zukünftig als ÖR1 a- Fläche zu beantragen, das heißt als Stilllegung bzw. aus der Produktion 

genommen.  

Des Weiteren beziehen wir uns auf das Gesetz zur Gleichstellung von stillgelegter und 

landwirtschaftlich genutzter Flächen (FGIG), §1. 

 

 

(Geschäftsführerin) 

 



Christian Jordanland Artern, 01.08.2024
Weide 24
06556 Artern

Stadtverwaltung Artern 
Brauereistraße 3
06556 Artern
Mail: bauamt@artern.de

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- ---------

Stellungnahme zum Entwurf der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Artern im 
Zuge der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Artern und seiner Begründung sowie des Teil 
II – Umweltbericht nach § 2 (4) und 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB möchte(n) ich (wir) wie folgt Stellung 
beziehen:

Die Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes vom 24.04.2024 kann nachvollzogen 
werden, wo ausgesagt wird, dass 

- durch unterschiedliche Beurteilungsgrundlagen (F-Plan-Änderung Beurteilung nach § 35
BauGB (Bauen im Außenbereich) und Flächen innerhalb des B-Planes Nr. 12 Kyffhäuserhütte 
Beurteilung nach § 30 BauGB (Bauen im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes)

- das planerische Abwägungsgebot nach § 1 Abs. 7 mit der Flächennutzungsplan-Änderung nicht 
erfolgt.

eine fachliche Beurteilung zur Genehmigungsfähigkeit sich schwierig gestalten könnte.

Gemäß Stellungnahme der DB Immobilien an Emsch+Berger vom 13.02.2023 führt aus, dass 2 
Varianten für das Anschlussgleis und die Bahnverladestation untersucht wurden, welche in der 
Beschreibung zur 5. Änderung des Flächennutzungsplans keine weitere Erwägung finden, was nicht 
nachvollzogen werden kann.

Ein Gleisanschluss ist bereits auf dem Gelände des Industriegebietes „Kyffhäuserhütte Artern“ 
vorhanden, welcher, auch wenn derzeit nicht in Betrieb, wieder aktiviert werden kann.

Die Fläche ist als Fläche für Bahnanlagen ausgewiesen und kann für Verladungen und Rangierfahrten 
innerhalb der Fläche GI 1b noch erweitert werden. Der Bebauungsplan „Kyffhäuserhütte Artern“ befindet 
sich derzeit im 5. Änderungsverfahren, die notwendige Anpassung diesbezüglich ist möglich, so mal 
ohnehin ein Ziel der Änderung des Bebauungsplanes ist, kleinere Flächen einer Vermarktung 
zuzuführen, somit also auch eine Flächeninanspruchnahme von unter 5 ha mit dem 
Änderungsverfahren ermöglicht werden soll. Somit kann nicht nachvollzogen werden, wieso hier eine 
zusätzliche Industrieflächeninanspruchnahme mit der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes 
planerisch ermöglicht werden soll.

Lt. Lageplan und dem Fachbeitrag Naturschutz (Stand Mai 2023) mit geplanter Verladestation (Luftbild 
25.03.2022) sowie der Abbildung 2 dieses Fachbeitrages würde die Gleisanlage genau auf der Grenze 
zwischen Bebauungsplan-Gebiet und Änderungsfläche F-Plan liegen und ist somit genehmigungsseitig 
uneindeutig.

Gemäß Umweltbericht bzw. Begründung zum Flächennutzungsplan sollen umweltrechtliche Belange in 
einen nachfolgenden bahn- bzw. immissionsrechtlichen Verfahren betrachtet werden. Da diese jedoch 
nicht die lt. B-Plan-Verfahren vorgeschriebenen Prüfungen nach § 1 (6) 7. BauGB allumfassend 
betrachten, ist hierbei zu befürchten, dass umweltrechtliche Belange unzureichend im nachfolgenden 
Verfahren betrachtet werden.
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Weide 24
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Mit dem Naturschutz Fachbeitrag wurden keine naheliegenden Flächen betrachtet, der Beitrag bezog 
sich nur auf die Änderungsfläche. 

So wurde auch in den vorliegenden F-Plan-Änderungsverfahren nicht betrachtet, dass die mit der 
Änderung des Flächennutzungsplanes als gewerbliche Fläche gerade auch die engste Stelle zum 
angrenzenden FFH-Gebiet 184 „Mönchsried und Helmegraben“ mit überlagertem Vogelschutzgebiet 
gerade einmal ca. 100 m beträgt.  

 

Weiterhin gibt es im Umkreis entlang des FFH-Gebietes Bibervorkommen, das gesamte Gebiet ist in 
der Fischotterkartierung geführt, ebenfalls umfasst das komplette Gebiet die Artfunde von Feldhamstern 
nach Kartendienst TLUBN. Weiterhin liegt das gesamte Plangebiet im Fundnachweisgebiet der 
Wildkatze. 

Somit hat die Ausweisung des Gebietes als einer „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 5 (2) Nr. 10 BauGB“ seine Berechtigung 
und dient als Pufferzone zwischen Industrieflächen und FFH/Vogelschutzgebiet. 
 

Auch in der Stellungnahme des Landesverwaltungsamtes vom 24.04.2024 wurde bereits darauf 
hingewiesen, dass wenn „Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, so die Verpflichtung nach 
§ 1 a Abs. 3 i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 7a1) BauGB besteht, dass die Gemeinde zu ermitteln und zu 
entscheiden hat, ob vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen sind und 
ob und wie unvermeidbare Beeinträchtigungen auszugleichen oder durch Ersatzmaßnahmen zu 
kompensieren sind. Ermittlung und Entscheidung müssen den Anforderungen des planungsrechtlichen 
Abwägungsgebots nach § 1 Abs. 7 entsprechen.“ 
 

Diese Klärung dieses Sachverhaltes ist in den Planunterlagen nicht zu erkennen. 
 

Hierzu kommt, dass auch das Eisenbahn – Bundesamt mit Stellungnahme vom 10.04.2024 vermerkt, 
dass  

- „der Plan gem. § 38 BauGB hinsichtlich eisenbahnspezifischer Nutzungen keine Wirkung 
entfaltet“ 

- „das aus den Verfahrensstand nicht erkennbar ist, wie sich die Planung auf die angrenzende 
Eisenbahninfrastruktur auswirkt“. 

 

Somit wird mit der Änderung des Flächennutzungsplanes auch keine Rechtsrelevanz für das geplante 
Vorhaben erzeugt. Sollte das Vorhaben scheitern, bleibt die Fläche gewerbliche Fläche, was weder im 
kommunalen- noch im öffentlichen Interesse sein kann, auch unter dem Aspekt, dass der Umweltschutz 
nicht untersucht wurde bzw. sich die Untersuchungen nur auf die Plan-Fläche bezogen hat. 
 

Einer Umwandlung in eine gewerbliche Fläche kann nicht zugestimmt werden. 
 

Dies wird auch darin bestärkt, dass die Deutsche Bahn AG mit Stellungnahme vom 22.04.2024 ebenfalls 
vermerkte, dass „Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen 
Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch 
Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an 

                                                           

1
 Stellungnahme des Landesverwaltungsamtes vom 24.04.2024 

ca. 100 m 

Quelle :  

Geoproxy Thüringen 



benachbarter Bebauung führen können. In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder 
Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen 
Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen.2 

 

 

Verfahren 

„Der Flächennutzungsplan stellt für das gesamte Gemeindegebiet die Art der Bodennutzung dar und ist 
daher nicht flurstücksscharf. Abschließend weisen wir darauf hin, dass der o.g. Flächennutzungsplan 
gemäß § 1 Absatz 2 BauGB eine vorbereitende Bauleitplanung darstellt. Wir behalten uns vor, zu 
dem o.g. Verfahren und zu Bebauungsplänen, die sich aus diesem Flächennutzungsplan entwickeln 
werden, unabhängig von unserer vorstehenden Stellungnahme Bedenken und Anregungen 
vorzubringen.“ 
 

Hierbei wird also auch davon ausgegangen, dass  

- es sich um eine vorbereitende Bauleitplanung handelt (Wieso wird die Änderung des F-Plan-Verfahrens 
nicht im Parallelverfahren mit einem B-Planverfahren durchgeführt, so dass alle umweltrechtlichen Belange 
abwägungsrelevant ermittelt werden?) 

- dass der Betrieb der geplanten Anlage von erheblichen Emissionen ausgegangen wird. (Hierzu 
kommt, dass auch im laufenden B-Plan Nr.12-5. Änderungsverfahren das schalltechnische Gutachten, was von 2003 
ist, nicht aktualisiert wurde. Man baut das ganze Konstrukt auf völlig unzureichenden gutachterlichen bzw. veralteten 
gutachterlichen Grundlagen auf!) 

Die mit Stellungnahme des TLUBN vom 22.04.2024 gemachte Aussage, dass „im Umfeld des 
Vorhabens sich in einem Radius von 3 km keine der Störfallverordnung unterliegenden Anlagen liegen“ 
ist nicht mehr zutreffend, da beim TLUBN durch die Fortum Batterie Recycling GmbH nach den §§ 4 
und 10 BImSchG ein Antrag auf Genehmigung einer Recycling-Anlage für eine Fläche innerhalb des 
Bebauungsplanes Nr. 12 „Kyffhäuserhütte Artern“ eingereicht wurde, welche einen Störfallbetrieb der 
höchsten Klasse darstellt. 

Da auch innerhalb der 5. Änderung des Bebauungsplanes im Vollverfahren in der Umweltprüfung die 
erheblichen Umweltauswirkungen unzureichend ermittelt wurden und somit eine sach- und 
fachgerechte Bewertung des Abwägungsmaterials nicht zu erwarten ist und auch die 5. Änderung des 
Flächennutzungsplanes keine ausreichende Ermittlung umweltrechtlicher Belange erkennbar ist, 
besteht die Gefahr, 

- dass eine „Verwaschung“ der 2 Pläne (5. Änderung FNP, 5. Änderung B-Plan Nr. 12) in der 
Weise erfolgen könnte, dass die Anträge auf Genehmigung den Behörden so präsentiert 
werden, dass ein Gesamtüberblick erschwert wird. 

- dass die umweltrechtlichen Belange in beiden sich im Änderungsverfahren befindlichen Plänen 
nicht sach- und fachgerecht ermittelt werden und somit die Bevölkerung unnötigen 
Umweltbelastungen ausgesetzt werden könnte. 

Somit wird gefordert, auch unter der Prämisse, dass 

- auf dem Industriegebiet noch ungenutzte Fläche vorhanden ist und diese auch aufgrund des 
vorhandenen Bahnanschlusses und der Prämisse eines schonenden Flächenverbrauchs auch 
vorrangig genutzt werden sollte, 

- durch die Nähe zum FFH und Vogelschutzgebiet (vgl. vorab beschrieben) eine indirekte 
Wirkung erzeugt wird (als indirekte Wirkfaktoren u.a. benannt: Anlage von Bahntrassen, 
Straßen) 3die Änderung des Flächennutzungsplanes nur in der Gesamtheit (Parallelverfahren) 
und unter Berücksichtigung nachfolgender Planungen (z.B. im Rahmen der 5. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 12 „Kyffhäuserhütte Artern“) überhaupt ein zielführendes Ergebnis 
bringen kann und somit die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes als „Insel-“ oder 
„Etikettenplan“ in der vorliegenden Form nicht weiterverfolgt werden sollte. 
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Hinzu kommt, dass die in Anspruch zu nehmende landwirtschaftliche Fläche eine wichtige Pufferfunktion 
zwischen Industriefläche „Kyffhäuserhütte“ und den FFH/Vogelschutzgebiet zur Minimierung 
schädlicher Umwelteinflüsse einnimmt.

Somit ist nicht nachzuvollziehen, wieso lt. Punkt 16.2 Begründung zur 5. Änderung des wirksamen 
Flächennutzungsplanes der Stadt Artern, Stadtplanungsbüro Meißner & Dumjahn Nordhausen zwar als 
zu prüfender Belang der ca. 800 m entfernte Bahnhof als Gebäude des baulichen Denkmalschutzes 
aufgeführt wurde, die ca. 100 m entfernten Europäische Vogelschutzgebiet im Sinne der EU-
Vogelschutzrichtlinie 79/409/EWG und das FFH-Gebiet (EU-Richtlinie 92/43/EWG) u.a. eben nicht.

Es wird erwartet, dass die Hinweise im weiteren Verfahren sachgerecht bewertet und abwägungsseitig 
entsprechend gewürdigt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Christian JordanlandChristian Jordanland


